
Aktualisiert am 06.01.2026 

Missstandsfeststellungen und Veranlassungen der Volksanwaltschaft 2025 
Landes- und Gemeindeverwaltung 

Burgenland 

Thema Behörde Feststellungen / Veranlassungen 

Nichteinhaltung des Mindest- 
abstands zu fremdem Grundstück 

2025-0.372.361 (VA/B-AGR/C-1) 

Bezirkshauptmannschaft (BH) 
Eisenstadt-Umgebung 

Ein Winzer beschwerte sich, dass sein Grundstücksnachbar bei der Pflanzung von Rebstöcken 
nicht den gesetzlich vorgesehenen Mindestabstand zu seinem Grundstück eingehalten habe. 
Die BH Eisenstadt-Umgebung, der er das angezeigt hatte, sei säumig. Die VA kritisierte, dass 
die BH in einem Zeitraum von ca. sieben Monaten säumig war. 

Aufstellungs- und Gestaltungs- 
richtlinie 

2025-0.789.953 (VA/B-G/B-1) 

Marktgemeinde Andau Die Gemeinde unterließ es, die Aufstellungs- und Gestaltungsrichtlinie zu aktualisieren. Die An
sicht der Gemeinde, die diversen Informationsschreiben, mit denen Neuerungen mitgeteilt wür
den, seien verbindlich wie eine Richtlinie, ist nicht richtig. Aus dem Camping- und Mobilheim
platzgesetz ergibt sich, dass ausschließlich die förmlich erlassenen Aufstellungs- und Gestal
tungsrichtlinien normative Wirkung entfalten. Informationsschreiben der Gemeinde können 
diese Richtlinie weder ersetzen, noch deren rechtliche Bindungswirkung in den jeweiligen Pacht
verträgen entfalten. Die Richtlinie muss von der Gemeinde zeitnah aktualisiert werden, um so
wohl den gesetzlichen Vorgaben als auch dem Erfordernis einer vertraglichen Absicherung zu 
entsprechen. 

Mietvertragsabschluss – Strafregis
ter- und Kontoauszüge als Bedin
gung 

2025-0.383.709 (VA/B-G/B-1) 

Marktgemeinde St. Andrä am 
Zicksee 

Die Gemeinde forderte Personen, die an einer Miete von Parzellen für Mobilheime interessiert 
waren, auf, ihr vor Vertragsabschluss einen Strafregisterauszug und Kontoauszüge der letzten 
sechs Monate vorzulegen. Diese Aufforderung griff in unsachlicher und unverhältnismäßiger 
Weise in deren Recht auf Achtung des Privatlebens ein. Dieser Missstand konnte insoweit be
hoben werden, als die Gemeinde in Zukunft anstelle der Vorlage von Kontoauszügen der letzten 
sechs Monate eine Bonitätsauskunft der Bank einholen will.  
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Thema Behörde Feststellungen / Veranlassungen 

Aufschließungserfordernisse 

VA-B-G/0014-B/1/2019 (VA/B-G/B-1) 

Marktgemeinde Thal Der Gemeinderat überwälzte im Flächenwidmungsplan nicht nur die Erschließung der eigenen 
Grundstücke auf die Liegenschaftseigentümerinnen und -eigentümer, sondern auch des 
Grundstücks der Gemeinde. Da der mit den Eigentümerinnen und Eigentümern abgeschlossene 
Vertrag die Erschließung nicht sicherstellte, konnte der Gemeinderat trotz Investitionen der Ei
gentümerinnen und Eigentümer in die Infrastruktur das Aufschließungsgebiet nicht aufheben. 
Er verabsäumte es trotz Vorentwürfen, den als Aufschließungserfordernis vorgeschriebenen Be
bauungsplan zu beschließen. Die VA ersuchte den Bürgermeister, ihr den zur allgemeinen Ein
sicht aufzulegenden Bebauungsplanentwurf und den mit den Eigentümerinnen und Eigentü
mern abzuschließenden Aufschließungsvertrag zu übersenden. 

StVO – Verkehrssicherheit von Rad
wegen 

2024-0.405.788 (VA/B-POL/C-1) 

Bezirkshauptmannschaft (BH) 
Oberwart 

Das Prüfverfahren der VA ergab, dass die BH Oberwart bereits im April 2022 im gesamten 
Stadtgebiet von Oberwart Probleme mit der richtigen Kennzeichnung von Radwegen festgestellt 
hatte. Erst im November 2024, nach Einschreiten der VA, wurde eine Verkehrsverhandlung an
beraumt. Zu dieser mehr als zweieinhalbjährigen Untätigkeit stellte die VA einen Missstand in 
der Verwaltung fest. Weiters stellte ein Vertreter des Kuratoriums für Verkehrssicherheit wäh
rend einer Begehung von Teilabschnitten des Radweges mehrfach Verstöße gegen die Richtli
nien und Vorschriften für das Straßenwesen fest. Diese Verstöße stehen zwar nicht grundsätz
lich im Widerspruch zur StVO, sind jedoch dann problematisch, sollte es in Folge eines Verkehrs
unfalls zu Amtshaftungsansprüchen kommen, da deren Missachtung geltend gemacht werden 
könnte. 

Verzögerungen bei der Verordnung 
und Umsetzung von Verkehrs- 
beschränkungen 

2022-0.073.626 (VA/B-POL/C-1) 

Amt der burgenländischen 
Landesregierung (Bgld LReg) 

Bezirkshauptmannschaft (BH) 
Mattersburg 

Mehrere Anrainerinnen und Anrainer der L 224, die durch die Gemeinde Marz verläuft, regten 
im Juni 2021 beim Amt der Bgld LReg Maßnahmen an, wie die Reduktion der Höchstgeschwin
digkeit, die Errichtung fixer Radarmessgeräte und die Sanierung der Kanaldeckel. Einer der An
rainer wandte sich Anfang 2022 an die VA, da das Amt über ein geplantes Verkehrskonzept an 
die Gemeinde informierte, die Anrainerinnen und Anrainer aber nicht in die Erstellung einge
bunden worden waren. Die VA ließ sich über die Reaktion auf die Anregungen berichten. Neben 
dem zögerlichen Umgang mit der Eingabe der Anwohnerschaft beanstandete die VA, dass die 
BH Mattersburg im Verfahren zur Geschwindigkeitsbeschränkung vermeidbare Verzögerungen 
verursacht hatte. Sie übermittelte ein Gutachten erst mit zweimonatiger Verspätung an die ört
liche Polizeiinspektion mit dem Ersuchen um Stellungnahme. Zudem ermöglichte es die BH der 
Gemeinde erst nach Einlangen dieser Stellungnahme und einer weiteren zweimonatigen Ver
zögerung, sich zum Gutachten zu äußern. 
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Thema Behörde Feststellungen / Veranlassungen 

Kindergartenplatz – Verlust des we
gen Nebenwohnsitzmeldung 

2025-0.415.681 (VA/B-SCHU/C-1) 

Landeshauptmann Burgenland 

Gemeinde Rechnitz  

Eine Familie verlegte Ihren Hautwohnsitz von Rechnitz in eine andere Gemeinde. Im konkreten 
Fall hatte das Kind bereits einen Kindergartenplatz in Rechnitz, der gekündigt wurde. Das Ge
setz legt präzise die Bedingungen fest, unter denen ein einmal in den Kindergarten aufgenom
menes Kind entlassen werden kann. Ein solcher Sachverhalt liegt aber im Fall der Familie nicht 
vor. Vielmehr widerspricht die Einrichtungsordnung aus Sicht der VA in bestimmten Abschnitten 
den Auflösungsgründen des Gesetzes. Die VA empfahl daher die Kündigung zurückzunehmen. 
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Kärnten 

Thema Behörde Feststellungen / Veranlassungen 

Nichtbeantwortung von 
Auskunftsersuchen 

2025-0.411.165 (VA/K-AGR/C-1) 

Gemeinde St. Urban 

Gemeinde Glanegg 

Ein Mann beschwerte sich, dass die Gemeinden St. Urban und Glanegg seine Auskunftsbegeh
ren hinsichtlich eines Fischereirechts nicht beantwortet hatten. Die VA kritisierte, dass die Ge
meinden auf die Anfragen erst über ihr Einschreiten reagierten. 

Auflagen zur Wasserableitung 

2025-0.719.525 (VA/K-BT/B-1) 

Marktgemeinde Millstatt Der Bürgermeister verabsäumte, in der Baubewilligung für ein Wohnhaus hinreichend konkrete 
Auflagen vorzuschreiben, um das Abfließen des Niederschlagswassers auf Nachbargrundstü
cke zu verhindern. Er unterließ es ferner, nach dem Überlaufen eines Sickerschachts zu prüfen, 
ob nachträglich zusätzliche Auflagen vorgeschrieben werden können. Da der Bürgermeister 
nicht tätig wurde, klagte der Nachbar die Eigentümerinnen und Eigentümer der angrenzenden 
Grundstücke beim Zivilgericht auf Unterlassung und Herstellung des rechtmäßigen Zustands, 
was in einem Vergleich zum Einbau einer Pumpe mündete, der den Nachbarn ca. 5.000 Euro 
kostete. 

Wohnbeihilfe  

2025-0.815.861 (VA/K-BT/B-1) 

Amt der Kärntner Landesregierung 
(Ktn LReg) 

Nach dem Kärntner Wohnbeihilfegesetz ist dem Antragsteller unter Setzung einer Frist aufzu
tragen, die zur Beurteilung eines Antrages noch erforderlichen Angaben oder Nachweise vor
zulegen. Die erforderlichen Angaben oder Nachweise sind dabei genau zu bezeichnen. Erfolgt 
die Vorlage nicht fristgerecht, gilt der Antrag als zurückgezogen. Die Behörde hätte den Antrag
steller in einem weiteren Schreiben zur Vorlage der konkret bezeichneten Unterlagen bzw. In
formationen auffordern müssen. Dass dies unterblieb und der Antrag nach Ablauf der Frist als 
zurückgezogen betrachtet wurde, stellte einen Missstand in der Verwaltung dar. 

Überwälzung von Planungskosten 
trotz ausgebliebener Umwidmung 

2025-0.361.598 (VA/K-BT/B-1) 

Marktgemeinde St. Jakob im 
Rosental 

Der Gemeinderat beschloss, dass sich jeder Widmungswerber an den Kosten der Änderung 
des Flächenwidmungsplanes pauschal mit 700 Euro beteiligen muss – ohne Rücksicht auf den 
Ausgang des Verfahrens. Dies widerspricht jedoch dem K-ROG 2021, nach dem auch Planungs
kostenverträge unter der aufschiebenden Bedingung abzuschließen sind, dass die in Aussicht 
genommene Flächenwidmung rechtswirksam wird. Da die angeregte Umwidmung ausblieb, 
empfahl die VA der Gemeinde, die bezahlten Planungskosten an den Widmungswerber zu re
tournieren. 
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Thema Behörde Feststellungen / Veranlassungen 

Baurecht – Planungskosten für Hof
stellenwidmung 

2025-0.334.122 (VA/K-BT/B-1) 

Gemeinde Frauenstein Um neben dem bestehenden Rinderhaltungsbetrieb ein Wohnhaus errichten zu können, suchte 
ein Landwirt im Jänner 2017 beim Gemeinderat an, „Grünland – für die Land- und Forstwirtschaft 
bestimmte Fläche“ in „Grünland – Hofstelle eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebes“ um
zuwidmen. Trotz vorliegender positiver Gutachten verabsäumte es der Gemeinderat, über das 
Ansuchen zu entscheiden. Obwohl die Änderung des Flächenwidmungsplans ausblieb, zahlte 
die Gemeinde den vom Landwirt im August 2017 entrichteten Planungskostenbeitrag von 600 
Euro nicht zurück. 

Evakuierungsanordnung im Zuge 
eines Katastropheneinsatzes 

2024-0.527.591 (VA-K-LAD/A-1) 

Bezirkshauptmannschaft (BH) 
Wolfsberg 

Eine Frau beklagte die Vorgehensweise der Einsatzkräfte sowie die fehlenden Vorab-Informati
onen bzgl. einer vom Bezirkshauptmann angeordneten Evakuierung gemäß Kärntner Katastro
phenhilfegesetz (K-KHG). Die VA überprüfte insbesondere die Kundmachung der Evakuierungs
anordnung und stellte fest, dass keine ordnungsgemäße Kundmachung erfolgt war. Eine – über 
diese bloße Mitteilung hinausgehende – tatsächliche Kundmachung der Evakuierungsanord
nung mittels Radio oder sonstiger Medien konnte die VA nicht finden. Das Land Kärnten wurde 
über dieses Prüfergebnis informiert und aufgefordert, in Zukunft auf eine ordnungsgemäße 
Kundmachung von Evakuierungsanordnungen nach dem K-KHG zu achten. 

Tuberkulose-Reihenverordnung 

2024-0.740.402 (VA/K-SOZ/A-1) 

Kärntner Landesregierung 
(Ktn LReg) 

Ein chinesischer Staatsbürger hielt sich rechtmäßig in Österreich aufgrund des unionsrechtlichen 
Freizügigkeitsrechts für Angehörige auf. Der Magistrat Klagenfurt forderte ihn auf, ein Lungen
röntgen nach der Tuberkulose-Reihenverordnung durchführen zu lassen. Als er einwandte, 
dass er nicht unter die Zielgruppe der Verordnung (VO) falle, stellte ihm der Magistrat Zwangs
maßnahmen in Aussicht und erteilte ihm falsche Auskünfte. Auch gegenüber der VA bestand 
die Ktn LReg, dass der Betroffene unter die Zielgruppe der VO falle. Die VA teilte der Ktn LReg 
mit, dass sich die VO auf das Fremdengesetz bezog, das seit 2005 außer Kraft ist. Die rechtliche 
Recherche der Ktn LReg war ungenügend und das Ergebnis konnte gegenüber der VA nicht 
schlüssig argumentiert werden. Die VA empfahl der Ktn LReg, die über 23 Jahre alte VO zu 
novellieren.  
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Niederösterreich 

Thema Behörde Feststellungen / Veranlassungen 

Hundeabgabe trotz Umzugs in 
andere Gemeinde 

2024-0.323.929 (VA/NÖ-ABG/C-1) 

Marktgemeinde (MG) Leobendorf Eine Hundehalterin wechselte ihren Wohnsitz in eine andere Gemeinde. Dennoch schrieb ihr 
die MG Leobendorf im Folgejahr weiterhin die Hundeabgabe vor. Aus Sicht der VA fehlte für 
diese Vorgehensweise die gesetzliche Grundlage. Deshalb regte sie an, die Gemeinde möge 
die bezahlte Abgabe erstatten. 

Antrag auf Nutzungsverbot  

2025-0.336.789 (VA/NÖ-BT/B-1) 

Gemeinde Stetten Der Bürgermeister entschied nicht fristgerecht über den Antrag einer Nachbarin, für einen Heu
rigenbetrieb auf dem angrenzenden Grundstück ein Nutzungsverbot zu erlassen. Auch der Ge
meindevorstand war mit der Entscheidung über den daraufhin eingebrachten Devolutionsan
trag säumig. Erst nach Einschreiten der VA gab der Gemeindevorstand dem Devolutionsantrag 
statt und entschied in der Sache selbst über den Antrag. 

Doppelverkauf eines Grundstücks 

2025-0.032.271 (VA/NÖ-BT/B-1) 

Gemeinde Mitterndorf an der 
Fischa  

Ein Bürger beschwerte sich, dass ihm die Gemeinde im März 1973 ein für ihn wichtiges kleines 
Grundstück verkauft habe. Die Gemeinde hätte das Grundstück aber nochmals an seinen Nach
barn verkauft. Daher sei er bis heute nicht Eigentümer des Grundstücks geworden. Die VA be
anstandete das Vorgehen der Gemeinde, da zum Zeitpunkt des zweiten Vertragsabschlusses 
der Verkauf desselben Grundstücks, in den vorliegenden Unterlagen entweder nicht ausrei
chend ausgewiesen oder nicht ausreichend ermittelt worden war. So war es möglich, dass trotz 
der bestehenden schuldrechtlichen Verbindlichkeit aus dem Kaufvertrag vom März 1973 das 
Grundstück ein weiteres Mal durch Kaufvertrag veräußert worden war.  

Auskunftserteilung  

2024-0.915.372 (VA/NÖ-BT/B-1) 

Gemeinde Zwölfaxing Die Gemeinde erteilte keine Auskunft über Änderungen im ROG innerhalb der Frist von acht 
Wochen (§ 4 NÖ AuskunftsG). 

Lagerplatz im Grüngürtel 

2024-0.733.823 (VA/NÖ-BT/B-1) 

Stadtgemeinde Amstetten Die Baubehörde untersagte die Verwendung eines „Grünland – Grüngürtels“ als Lagerplatz für 
Baumaterial weder nach einer Vorsprache der Nachbarn im Stadtamt noch nachdem eine Bau
firma die Bauanzeige für den Lagerplatz eingebracht hatte, und obwohl diese Nutzung dem 
Flächenwidmungsplan widersprach. Die Behörde unterließ es ferner, die Beseitigung der im 
Grüngürtel konsenslos aufgestellten Baucontainer anzuordnen. Nach dem Einschreiten der VA 
und der Fernsehsendung „Bürgeranwalt“ beseitigte die Baufirma die Container freiwillig.  
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Thema Behörde Feststellungen / Veranlassungen 

Verkehrsflächenwidmung 

2024-0.690.877 (VA/NÖ-BT/B-1) 

Marktgemeinde Wilfersdorf Der Gemeinderat beschloss ohne erkennbaren Grund mehrheitlich, die zum Teil über das 
Grundstück eines Anliegers führende, für das derzeitige sowie künftig abschätzbare Verkehrs
aufkommen nicht erforderliche, ca. 6 m breite „öffentliche Verkehrsfläche“ beizubehalten, ob
wohl die VA deren Aufhebung anregte und die Amtssachverständigen für Verkehrstechnik und 
fachliche Raumordnung sowie die Ortsplanerin der Gemeinde eine Verschmälerung auf 4 m 
befürworteten. Die VA ersuchte den Bürgermeister, ihre Missstandsfeststellung dem Gemein
derat vorzulegen und ihr gegebenenfalls das Protokoll über einen abweichenden Gemeinde
ratsbeschluss zu übersenden. 

Säumnis mit Bauaufträgen 

2024-0.441.607 (VA/NÖ-BT/B-1) 

Marktgemeinde (MG) St. Andrä-
Wördern  

Obwohl die Nachbarn eine konsensabweichende Bauführung auf dem angrenzenden Grund
stück der MG schon im Jänner 2022 anzeigten und im Mai 2023 den Abbruch der nicht bewil
ligten Bauteile beantragten, unterließ es die Behörde bislang, diese aufzutragen sowie die Nut
zung der nicht bewilligten Teile zu verbieten. Die VA ersuchte die Bürgermeisterin die zu erlas
senden Bauaufträge vorzulegen.  

Verwaltungsstrafverfahren ohne 
ausreichende Klärung des Sachver
halts 

2024-0.035.531 (VA/NÖ-BT/B-1) 

Marktgemeinde Günselsdorf Der Baubehörde lagen in einem Punkt widersprüchliche Gutachten vor. Ohne diesen Wider
spruch aufzuklären, leitete sie bei der Bezirkshauptmannschaft Baden ein Verwaltungsstrafver
fahren ein. 

Unzureichende Feststellung von 
Katastrophenschäden 

2025-0.014.398 (VA/NÖ-G/B-1) 

Stadtgemeinde Pressbaum Das von der Schadenserhebungskommission der Stadtgemeinde erstellte Schadenserhe
bungsprotokoll war unvollständig. Darin war ein Teil der Schäden, die durch die hochwasser
bedingte Hangrutschung im September 2024 entstandenen waren, nicht aufgelistet und au
ßerdem war nicht angegeben, ob es sich bei den Kosten der Schadensbehebung um den 
Netto- oder Bruttobetrag handelt. Erst als die Abteilung Landwirtschaftsförderung aufgrund er
gänzender Unterlagen der Geschädigten eine neuerliche Schadensbegutachtung von der 
Stadtgemeinde verlangte, fanden weitere Begehungen vor Ort statt, die zu einer Bewertung der 
Schadenshöhe mit rund 150.000 Euro brutto führten. 

Kostenübernahme nach 
Hochwasser 

2024-0.804.438 (VA/NÖ-G/B-1) 

Stadtgemeinde Purkersdorf Eine Schadenskommission begutachtete den geltend gemachten Schaden, nahm im standar
disierten Formular jedoch nur die Feststellung auf, dass er unter der Bagatellgrenze von 1.000 
Euro liege.  
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Einhaltung eines gesetzlichen Park
verbots 

2025-0.317.008 (VA/NÖ-LGS/B-1) 

Stadtgemeinde Eggenburg Die Stadtgemeinde verweigert seit Jahren die Verordnung eines Halte- und Parkverbots im Be
reich der stets zugeparkten Haus- und Garageneinfahrt eines Bürgers. Im Prüfverfahren stellte 
sich heraus, dass dort ohnehin ein gesetzliches Parkverbot besteht, dessen Einhaltung die Ge
meinde aber nicht sicherstellt und illegales Parken dort über Jahre duldete.  

Behindertenparkplatz – unterblie
bene Verordnung 

2025-0.102.247 (VA/NÖ-POL/C-1) 

Bezirkshauptmannschaft (BH) Ba
den 

Stadtgemeinde (SG) Baden 

Als Verkehrsbehörde hatte die SG einem Ehepaar aus Baden bei einer Verkehrsverhandlung 
der BH angeboten, einen Behindertenparkplatz auf der Straße vor dessen Grundstück zu ver
ordnen. Das Ehepaar wandte sich an die VA, da die SG aber letztlich davon abgesehen hatte. 
Die VA stellte fest, dass die Behörde zu Recht keine Verordnung erlassen hatte, da auf dem 
Grundstück des Ehepaars ein nutzbarer Abstellplatz bestand und der Behindertenparkplatz 
nicht alle Vorgaben der ÖNORM erfüllt hätte. Da die Behörde diese Umstände aber schon zum 
Zeitpunkt ihres Angebots kannte, kritisierte die VA, dass sie mit ihrem Angebot eine nicht erfüll
bare Erwartung beim Ehepaar geweckt hatte. 

Geschwindigkeitsüberschreitungen 
– Unwirksame Maßnahmen 

2024-0.726.756 (VA/NÖ-POL/C-1) 

Marktgemeinde (MG) 
Böheimkirchen 

Bezirkshauptmannschaft (BH) 
St. Pölten 

Ein Anrainer der L129 im Ortsgebiet der MG wandte sich an die VA, da die seit dem Herbst 2023 
getroffenen Maßnahmen der Gemeinde gegen regelmäßige Überschreitungen der 50-km/h-
Beschränkung vor seinem Haus keine Abhilfe schafften. Die VA kritisierte, dass die Gemeinde 
den Vorschlag des Anrainers, ein fixes Radar-Messgerät zu errichten, entgegen den gesetzli
chen Bestimmungen nicht unverzüglich, sondern erst nach dem Einschreiten der VA an die BH 
als sachlich zuständige Verkehrsbehörde weiterleitete. 

StVO – Verordnung eines Fahrver
bots 

2023-0.722.101 (VA/NÖ-POL/C-1) 

Bürgermeister (Bgm) der Stadt 
Krems 

Amt der niederösterreichischen 
Landesregierung (NÖ LReg) 

Aufgrund einer vom Bgm erlassenen Verordnung (VO) habe sich nicht nur das Verkehrsaufkom
men in der Stöhrgasse stark erhöht, sondern es komme auch immer wieder zu gefährlichen 
Verkehrssituationen zwischen KFZ und Fußgängerinnen und Fußgängern. Im Laufe des Prüfver
fahrens trat die VA sowohl mehrfach an das Amt der NÖ LReg als auch den Bgm heran. Noch 
vor Abschluss des Prüfverfahrens wurde die VO außer Kraft gesetzt. Dieses ergab, dass das 
verordnete Fahrverbot bereits aufgrund der Zahl und Art der dafür verwendeten Verkehrsschil
der rechtswidrig kundgemacht war („Schilderwald“). Dieser Meinung schloss sich auch das Amt 
der NÖ LReg an. Darüber hinaus kritisierte die VA das spärliche Ermittlungsverfahren zur VO.  

Sozialhilfe – Kostenbeitrag 

2025-0.657.175 (VA/NÖ-SOZ/A-1) 

Bezirkshauptmannschaft (BH) 
Krems 

Die BH Krems erhöhte rückwirkend den Kostenbeitrag für die Unterbringung der Tochter eines 
Niederösterreichers in einem Wohnheim für Menschen mit Behinderungen. Die Vorgehens
weise war insofern nicht rechtens, als für eine rückwirkende Erhöhung keine tragfähige Rechts
grundlage existiert. Die BH Krems akzeptierte diese Rechtsauffassung. 
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Sozialhilfe – Auszahlungszeitpunkt  

2025-0.631.498 (VA/NÖ-SOZ/A-1) 

Magistrat Wiener Neustadt Eine Frau bezieht seit längerer Zeit Sozialhilfe. Seit einem Missverständnis über Geldbeträge auf 
ihrem Bankkonto musste sie dem Magistrat monatlich ihre Kontoauszüge übermitteln. Sie be
schwerte sich, dass die Sozialhilfe – nicht wie regulär vorgesehen – jeweils am 28. des Monats 
im Nachhinein angewiesen wird, sondern stets erst nach Überprüfung der Kontoauszüge durch 
die Sozialabteilung. Das könne mitunter sechs oder acht Wochen dauern. Die Betroffene wisse 
nie, wann ihr das Geld ausbezahlt werde, wodurch sie laufende Zahlungen nicht einhalten 
könne. Nach Einleitung eines Prüfverfahrens stellte die Behörde die Auszahlungsmodalität auf 
den regulären Auszahlungszeitpunkt um.  

Pflegeheim – Fehlplatzierung eines 
Patienten in NÖ  

2025-0.585.577 (VA/NÖ-SOZ/A-1) 

Amt der niederösterreichischen 
Landesregierung (NÖ LReg) 

Im Zuge eines Kontrollbesuchs in einem Pflegeheim in NÖ traf die Kommission 5 auf einen 
fehlplatzierten jungen Patienten mit Multipler Sklerose, der dringend um Verlegung in eine spe
zialisierte Einrichtung ersuchte. Nach Kontaktaufnahme mit der NÖ LReg erklärte sich diese für 
unzuständig und teilte lediglich mit, dass in NÖ keine entsprechende Einrichtung für junge pfle
gebedürftige Personen existiere. Durch Einleitung eines Prüfverfahrens und Kontaktaufnahme 
mit dem Fonds Soziales Wien konnte die VA schließlich eine Übersiedlung in eine spezialisierte 
Einrichtung in Wien erreichen.  

NÖ Heizkostenzuschuss 

2025-0.444.439 (VA/NÖ-SOZ/A-1) 

Magistrat der Stadt Krems Im Zuge der Bearbeitung eines Antrags auf Gewährung des NÖ Heizkostenzuschusses forderte 
der Magistrat der Stadt Krems den Antragsteller auf, Unterlagen innerhalb einer Frist von zwei 
Werktagen nachzureichen. Die VA befand diese Fristsetzung als unangemessen kurz und er
teilte die Empfehlung, künftig eine Frist von mindestens fünf Werktagen zu setzen. Die Behörde 
folgte der Empfehlung der VA. 

Postalische Versendung von Akten
teilen 

2025-0.439.072 (VA/NÖ-SOZ/A-1) 

Bezirkshauptmannschaft (BH) Melk 

Kinder- und Jugendhilfe (KJH) 

Die KJH der BH Melk sandte Aktenbestandteile postalisch an einen Mann. Da die Behörde nicht 
überprüft hatte, ob die Adresse noch aktuell war, erging die Sendung an eine veraltete Adresse. 
Dort sei die Postsendung unter Missachtung des Briefgeheimnisses geöffnet worden. Bei Be
kanntwerden dieses Zustellverlaufs evaluierte die Behörde diesen und ergriff umgehend Maß
nahmen, um einer derartigen Vorgehensweise zukünftig vorzubeugen. 

Informationspflicht der Kinder- und 
Jugendhilfe 

2025-0.083.340 (VA/NÖ-SOZ/A-1) 

Bezirkshauptmannschaft (BH) 
Gänserndorf 

Kinder- und Jugendhilfe (KJH) 

Die nicht mehr obsorgeberechtigten Eltern einer fremduntergebrachten Tochter beschwerten 
sich über die zuständige KJH, die unzureichend Informationen weitergebe. Im Prüfverfahren 
war ersichtlich, dass die Behörde die Eltern nicht mehr pro aktiv informiere. Dies widerspricht 
dem Informationsrecht, nach dem der Informationsverpflichtete (pro aktiv) Informationen so zu 
erteilen hat, dass der Informationsberechtigte noch rechtzeitig sein zustehendes Äußerungs
recht ausüben kann. 
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Thema Behörde Feststellungen / Veranlassungen 

KJH-Ersuchen um Amtshilfe 

2024-0.931.815 (VA/NÖ-SOZ/A-1) 

BH Mödling Die Kinder- und Jugendhilfe ersuchte die MA 11 im Wege der Amtshilfe, einen Hausbesuch bei 
der Bf. durchzuführen, ohne vorher abzuklären, ob in ihrem Haus Besuchskontakte stattfinden. 
Es wurde weder bei der Mutter noch der Großmutter nachgefragt. Ebenso wenig war für die VA 
nachvollziehbar, weshalb die Behörde in einer Stellungnahme ans Gericht auf den Zustand des 
Hauses der Beschwerdeführerin Bezug nahm, obwohl zu diesem Zeitpunkt bereits feststand, 
dass dort keine Kontakte stattfinden. 

Vorschreibung eines Kosten- 
beitrags 

2024-0.718.068 (VA/NÖ-SOZ/A-1) 

Bezirkshauptmannschaft (BH) 
Mödling 

Die Behörde schrieb einem Mann für seinen Aufenthalt im Anton-Proksch-Institut einen Kosten
beitrag vor, obwohl damit der Erfolg der Therapie gefährdet wäre. Nach Einleitung des Prüfver
fahrens der VA erließ sie einen neuen Bescheid; in diesem sah sie vom Kostenbeitrag ab. 
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Oberösterreich 

Thema Behörde Feststellungen / Veranlassungen 

Gebühren – Zusatzgebühr für Was
serzähler 

2024-0.023.995 (VA/OÖ-ABG/C-1) 

Stadtgemeinde (SG) Eferding 

Wasserverband Eferding und Um
gebung 

Die SG bzw. der Wasserverband schrieb einem Mann für einen Wasserzähler mit permanenter 
Funkdeaktivierung nicht nachvollziehbare zusätzliche Gebühren vor. Aus Anlass des Prüfverfah
rens der VA wurde die Gebührenordnung entsprechend geändert und die betroffene Passage 
gestrichen sowie von der Einhebung der zu viel vorgeschriebenen Gebühren abgesehen. 

Flächenwidmung – Umwidmung für 
einen holzverarbeitenden Betrieb 

2024-0.391.718 (VA/OÖ-BT/B-1) 

Marktgemeinde Offenhausen Der Gemeinderat beschloss einstimmig die überarbeiteten Änderungen des Flächenwidmungs
plans und des Örtlichen Entwicklungskonzepts für einen holzverarbeitenden Betrieb, obwohl die 
von der VA festgestellten Missstände und die von der Aufsichtsbehörde mitgeteilten Versa
gungsgründe durch die Überarbeitung der Pläne nicht beseitigt werden konnten. Da die Lan
desregierung den vom Gemeinderat beschlossenen Änderungen die aufsichtsbehördliche Ge
nehmigung versagte, hatte die VA keine weiteren Veranlassungen zu treffen.  

Rehabilitationsaufenthalt mit 
Assistenzhund 

2024-0.896.365 (VA/OÖ-GES/A-1) 

Österreichische Gesundheitskasse 
(ÖGK) 

Eine Frau mit Behinderung wandte sich an die VA. Sie benötigt regelmäßig neurologische Re
habilitation. Seit sie ihren staatlich zertifizierten und in ihren Behindertenpass eingetragenen 
Assistenzhund hat, fand sie aber keine neurologische Rehabilitationseinrichtung, die sie ge
meinsam mit ihrem Assistenzhund aufnahm. Nach Einschaltung der VA und dem Hinweis, dass 
ein generelles Zutrittsverbot in Krankenanstalten nicht zulässig ist, konnte sie ihren Rehabilitati
onsaufenthalt mit ihrem Assistenzhund in einer ÖGK-Einrichtung antreten.  

StVO – Widersprüchliche Beschilde
rung eines Geh- und Radwegs 

2025-0.468.589 (VA/OÖ-POL/C-1) 

Bezirkshauptmannschaft Linz-Land 
(BH LL) 

Magistrat der Stadt Linz 

Eine Unterführung, die die Gemeinde Leonding mit der Stadt Linz verbindet und daher einer 
geteilten Zuständigkeit unterliegt, war auf ihren jeweiligen Enden unterschiedlich beschildert. 
Die Behörden sagten einem Betroffene bereits Ende 2024 die zeitnahe Herstellung eines rechts
konformen Zustandes zu. Das Prüfverfahren der VA ergab, dass die BH erst mit Juni 2025 einen 
kombinierten Geh- und Radweg erließ, den der Magistrat auf seiner Zuständigkeitsseite bereits 
im Mai 2024 kundgemacht hatte. Die VA kritisierte das unkoordinierte Vorgehen, das 13 Monate 
lang zu einer rechtlich unklaren Situation geführt hatte. Außerdem kritisierte die VA die lange 
Verfahrensdauer der BH. Die VA begrüßte jedoch, dass der Missstand behoben und mittlerweile 
ein rechtskonformer Zustand hergestellt wurde. 
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Thema Behörde Feststellungen / Veranlassungen 

Rechtswidrige Errichtung von Fahr
verbot-Tafeln 

2025-0.223.735 (VA/OÖ-POL/C-1) 

Bezirkshauptmannschaft (BH) 

Marktgemeinde (MG) 
Thalheim bei Wels 

Die Eigentümerin eines Grundstücks im Gebiet der MG Thalheim bei Wels kritisierte im Frühjahr 
2023 beim Bürgermeister die Aufstellung von Fahrverbot-Tafeln kurz vor dem westlichen und 
östlichen Beginn einer Privatstraße, an der ihr Grundstück liegt. Da die Tafeln trotz der Zusage 
des Bürgermeisters, sie umgehend entfernen zu lassen, noch im Frühjahr 2025 vorhanden wa
ren, wandte sich die Frau an die VA. Die BH Wels-Land teilte der VA mit, dass dem Fahrverbot 
keine Verordnung der Verkehrsbehörde zugrunde lag und die Gemeinde zwischenzeitlich die 
rechtswidrige Beschilderung entfernen ließ.  

StVO – Kritik an abgestelltem Poli
zei-Fahrzeug in Bushaltestelle 

2024-0.764.959 (VA/OÖ-POL/C-1) 

Stadtgemeinde Traun Ein Buslenker des OÖ. Verkehrsverbundes wandte sich an die VA, da ein Dienstfahrzeug der 
Stadtpolizei Traun mehrmals am Beginn einer Bushaltestelle in der Nähe der Dienstelle abge
stellt worden war und das Einfahren in die Haltestelle erschwerte. Der Bürgermeister rechtfer
tigte dies mit dem Hinweis auf eine Ausnahmeregelung in der StVO und dem Erfordernis, dass 
die Stadtpolizei bei Bedarf möglichst rasch zum Einsatzort gelangen müsse. Für die VA war 
diese Begründung nicht überzeugend, da nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts
hofs die Lenkerinnen und Lenker bestimmter Einsatzfahrzeuge nur Halte- und Parkverbote am 
Einsatzort, nicht aber jene missachten dürfen, die am Abstellort des Fahrzeugs vor Beginn der 
Einsatzfahrt bestehen. 

Abgewiesene Rückzahlung einer 
Anonymverfügung  

2024-0.532.864 (VA/OÖ-POL/C-1) 

Bezirkshauptmannschaft (BH) 
Ried im Innkreis 

Im Jahr 2021 verhängte die BH gegen eine Frau eine Anonymverfügung wegen Überschreitung 
der verordneten Höchstgeschwindigkeit. Da der VfGH diese Verordnung zwei Jahre später als 
rechtswidrig aufhob, stellte die Frau einen Antrag auf Aufhebung der Anonymverfügung. Diesen 
wies die Behörde jedoch ab, weil sie keine Rechtsgrundlage für die Aufhebung der Strafe sah. 
Da die BH den Antrag der Frau inhaltlich beurteilte, obwohl kein Antragsrecht besteht, regte die 
VA an, solche Anträge künftig mit Bescheid nicht abzuweisen, sondern zurückzuweisen. 

Einstellung der Sozialhilfe 

2024-0.193.140 (VA/OÖ-SOZ/A-1) 

Bürgermeister (Bgm) der Stadt Linz Die Stadt Linz stellte mit Bescheid des Bgm einem Mann die zuerkannte Sozialhilfe ein, obwohl 
dieser bereit war, in angemessener und zumutbarer Weise zur Abwendung, Milderung bzw. 
Überwindung seiner sozialen Notlage beizutragen. Der Bescheid wurde während des Prüfver
fahrens der VA aufgehoben. 
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Thema Behörde Feststellungen / Veranlassungen 

Mangel an spezialisierten Unter
bringungsplätzen 

2024-0.046.141 (VA/OÖ-SOZ/A-1) 

Kinder- und Jugendhilfe 

Amt der oberösterreichischen Lan
desregierung (OÖ LReg) 

Aufgrund von psychischen und Suchtgiftproblemen eines Mädchens stellte die vormals zustän
dige KJH den Bedarf einer Fremdunterbringung fest. Die Minderjährige wurde in unterschiedli
chen Einrichtungen untergebracht, die aber nicht für ihre Betreuung geeignet waren. Trotz in
tensiver Bemühungen der zuständigen Behörden gestaltete sich die Platzsuche aufgrund von 
zahlreichen Absagen sehr schwierig. Der Fall verdeutlicht den Bedarf an der Schaffung eines 
spezialisierten intensiven Betreuungsangebotes für Minderjährige mit psychischen Belastungen 
und massivem Suchtverhalten. Im Prüfverfahren informierte das Land OÖ über eine bereichs
übergreifende Arbeitsgruppe zur Weiterentwicklung der Betreuungsstrukturen in OÖ für beson
ders gefährdete und gefährdende 10- bis 14-Jährige. 
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Salzburg 

Thema Behörde Feststellungen / Veranlassungen 

Einhebung verjährter Mahn- 
gebühren  

2025-0.613.887 (VA/S-ABG/C-1) 

Gemeinde Elixhausen Die Gemeinde Elixhausen stellte einen Rückstandsausweis über vermeintlich aus dem Jahr 
2015/2016 ausständige Mahngebühren von 6 Euro aus, die nun zur Vollstreckung kommen sol
len. Gegenüber der VA sicherte die Gemeinde zu, umgehend von der Eintreibung des Betrags 
abzusehen und eine Ausbuchung vorzunehmen. Der Beschwerdegrund wird damit behoben.  

Verkauf Grundstück – Zufahrt 

2025-0.406.505 (VA/S-BT/B-1) 

Stadtgemeinde Hallein Die Baubehörde stellte eine Bestätigung über das Vorliegen einer Öffentlichkeitserklärung für 
eine Zufahrt zu einem Baugrundstück aus, obwohl eine solche nicht vorliegt. 

Hundezucht im Wohngebiet 

2024-0.292.070 (VA/S-BT/B-1) 

Gemeinde Niedernsill  Mehrere Nachbarn ersuchten den Bürgermeister, den Vizebürgermeister und sämtliche Mitglie
der der Gemeindevertretung schon 2021 um Hilfe gegen die Lärm- und Geruchsbelästigungen, 
die von einer Hundezucht in einem Wohnhaus ausgingen. Trotzdem verabsäumte es die Bau
behörde fast vier Jahre lang, den Eigentümern des Hauses im „erweiterten Wohngebiet“ die 
bewilligungs- und widmungswidrige Verwendung für die Hundezucht zu untersagen. Auf Be
treiben der VA trug der Bürgermeister den Eigentümern Anfang 2025 auf, die widmungswidrige 
Verwendung aller Räumlichkeiten für die Hundezucht einzustellen und entsprechend dem be
willigten Verwendungszweck „Wohnen“ zu nutzen. 

Verkauf eines Umkehrplatz aus öf
fentlichem Gut 

2024-0.883.744 (VA/S-G/B-1) 

Gemeinde Uttendorf Ein Frächter beschwerte sich, dass ein Teil der öffentlichen Straße (Umkehrplatz) aus dem öf
fentlichen Gut ausgeschieden und verkauft worden war, den er anteilig finanziert hatte und den 
er für die Zufahrt zu seinem Gewerbegrundstück mit LKW zwingend brauchte.  

Unzureichende Kontrolle der 
Hunde-Leinenpflicht 

2024-0.088.489 (VA/S-POL/C-1) 

Gemeinde Bergheim bei Salzburg Eine Einwohnerin berichtete der Gemeinde Bergheim im Jahr 2023 mehrmals über Verstöße 
gegen die verordnete Leinenpflicht und regte regelmäßige Kontrollen an. Da bis Anfang Jänner 
2024 keine Kontrollen erfolgten, wandte sich die Frau an die VA. Die Gemeinde begründete die 
bisher unterbliebenen Kontrollen mit dem dafür fehlenden Personal. Die VA beanstandete, dass 
die Gemeinde erst nach ihrem Einschreiten regelmäßige Kontrollen unter Beiziehung der Polizei 
sowie der Berg- und Naturwacht durchführte. Zudem kritisierte sie, dass das Gemeindeamt 
zuvor erfolgte Anzeigen über Verstöße der Leinenpflicht nicht dokumentiert hatte.  
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Keine passende Schule für hörbe
einträchtigtes Kind 

2025-0.278.863 (VA/S-SCHU/C-1) 

Bildungsdirektion Salzburg (BD Sbg)  Timon besuchte die Inklusions-Volksschule der Diakonie in Salzburg-Josefiau. Der Siebenjährige 
kann hören, aufgrund eines weltweit äußerst seltenen Gendefekts aber kaum sprechen. Seine 
Mutter hätte ihn daher gerne in die Josef-Rehrl-Schule für Hörbeeinträchtigte in Salzburg-Lehen 
geschickt. Abgesehen davon, dass diese Schule im Unterschied zur Privatschule kostenlos ist, 
hätte Timon dorthin einen wesentlich kürzeren Schulweg und auch wieder Kontakt zu einigen 
seiner alten Freunde aus dem Kindergarten. Die BD Sbg lehnte den Wechsel aber ab. Sie be
gründete ihre Entscheidung unter anderem damit, dass Timon keine Seh- und Hörbeeinträchti
gung habe. Mitte September wurde der Fall in der ORF-Sendung „Bürgeranwalt“ diskutiert. Da
nach lenkte die BD ein und erweiterte die Zielgruppe der Rehrl-Schule. Timon konnte in die Jo
sef-Rehrl-Schule wechseln, wo er nun die Gebärdensprache erlernen und sich dann besser ver
ständigen kann.  

Sozialhilfe – Leistungskürzung 

2025-0.059.973 (VA/S-SOZ/A-1) 

Magistrat der Stadt Salzburg Die Behörde kürzte den Lebensunterhalt eines Mannes für einen Monat. Die verfügte Kürzung 
erfolgte jedoch zu Unrecht, weil der Betroffene im fraglichen Zeitraum nicht arbeitsfähig war. 
Der Magistrat zahlte dem Mann den gekürzten Betrag umgehend nach. 
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Steiermark 

Thema Behörde Feststellungen / Veranlassungen 

Genehmigung eines Rechts- 
geschäfts ohne Kundmachung für 
Interessenten 

2024-0.829.276 (VA/ST-AGR/C-1) 

Bezirkshauptmannschaft (BH) 
Murtal 

Ein Landwirt beschwerte sich über die Vorgehensweise der BH Murtal in einem grundverkehrs
behördlichen Verfahren. Da das Rechtsgeschäft vor Genehmigung nicht kundgemacht worden 
war, habe er keine Meldung abgeben können, dass er bereit wäre, ein gleichartiges Rechtsge
schäft über das landwirtschaftliche Grundstück abzuschließen. Das Amt der Steiermärkischen 
Landesregierung habe auf seine diesbezügliche Aufsichtsbeschwerde nicht reagiert. Die Auf
sichtsbehörde räumte Mängel im Verfahren der BH Murtal ein. Die VA nahm zur Kenntnis, dass 
die Aufsichtsbehörde diesen Fall zum Anlass nahm, den Mitarbeitenden der BH Murtal die ge
setzlichen Vorgaben für die Durchführung grundverkehrsrechtlicher Verfahren in Erinnerung zu 
rufen. 

Baubehörde – Streitigkeiten unter 
Nachbarn verhindern 

2025-0.533.066 (VA/ST-BT/B-1) 

Marktgemeinde Neudau Die Baubehörde behandelte ungeachtet der geltenden Rechtslage lebende Zäune – die aus
schließlich aus pflanzlichem Bewuchs bestehen – rechtlich wie Einfriedungen d.h. als bauliche 
Anlagen, dies mit dem Argument Streitigkeiten unter Nachbarn im Vorhinein zu verhindern. Die 
VA stellte einen Missstand fest und wies die Gemeinde darauf hin, dass das Allgemeine Bür
gerliche Gesetzbuch derartige Sachverhalte regelt und im Streitfall ordentliche Gerichte hierüber 
zu entscheiden haben.  

Hundezucht im Wohngebiet 

2025-0.213.171 (VA/ST-BT/B-1) 

Marktgemeinde Hitzendorf Die Baubehörde verabsäumte es, die Mail der Nachbarn betreffend die Hundezucht am an
grenzenden Grundstück innerhalb von acht Wochen zu beantworten und sie über die Weiter
leitung ihres Antrags auf Verhängung eines Nutzungsverbots für die gewerbliche Hundezucht 
an die zuständige BH Graz-Umgebung zu informieren. Die Gemeinde kam ihrer gesetzlichen 
Verpflichtung, von Amts wegen baupolizeiliche Maßnahmen zu ergreifen, mit geringer Verzö
gerung nach, indem sie die Nutzung des Wohnhauses und anderer baulicher Anlagen im all
gemeinen Wohngebiet für die Hobbyhundezucht untersagte.  

Privatrechtliche „Investitionsabgabe“ 

2024-0.921.426 (VA/ST-BT/B-1) 

Stadtgemeinde Hartberg Gestützt auf einen vom Amt der Steiermärkischen Landesregierung vorformulierten Optionsver
trag forderte die Stadtgemeinde von einer Bürgerin eine privatrechtliche „Investitionsabgabe“ 
von rund 2.500 Euro. Sie hatte es unterlassen, die als „Bauland – allgemeines Wohngebiet“ 
ausgewiesenen Fläche ihres Grundstücks in den Jahren 2021 bis 2023 zu bebauen. Die Bürgerin 
hatte das Grundstück aber bereits 2013 veräußert und konnte die Pflicht zur widmungskonfor
men Bebauung nicht mehr erfüllen. Die VA regte an, dass die Stadtgemeinde wegen fehlender 
Rechtsgrundlage darauf verzichtet, von ihrer Bürgerin eine privatrechtliche „Investitionsabgabe“ 
einzuheben und die angedrohte Mahnklage einzubringen.  
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Thema Behörde Feststellungen / Veranlassungen 

Schleppende baupolizeiliche Maß
nahmen 

2024-0.816.268 (VA/St-LGS/B-1) 

Stadtgemeinde Bärnbach Die Baubehörde veranlasste die erforderlichen Maßnahmen zur Beseitigung einer auf Straßen
grund errichteten illegalen Mauer nicht zügig, um wieder einen baurechtskonformen Zustand 
herzustellen. Insbesondere erließ sie nicht umgehend nach Kenntnis des baurechtswidrigen 
Bestands den entsprechenden Bescheid. 

Organstrafverfügung – Wider
sprüchliche Angaben zur Strafhöhe 

2025-0.334.531 (VA/ST-POL/C-1) 

Bezirkshauptmannschaft (BH) 
Liezen 

Amt der steiermärkischen Landes
regierung (Stmk LReg) 

Ein Wiener kritisierte eine Organstrafverfügung, die die Parkraumaufsicht in der Gemeinde Alt
aussee mit Ermächtigung der BH Liezen im April 2025 ausgestellt hatte. So war zwar in der 
Organstrafverfügung der seit März 2025 gültige, erhöhte Strafbetrag handschriftlich korrigiert 
worden, der entsprechende, bedruckte Zahlschein wies aber den vorherigen, niedrigeren Straf
betrag aus. Das Amt räumte ein, dass die Höhe des tatsächlichen Strafbetrags daher unklar 
war. Es berichtete zudem über den Auftrag der BH Liezen an alle Aufsichtsorgane, die beste
henden Organstrafverfügungsblöcke entsprechend zu korrigieren. 

Errichtung einer Wohnstraße 

2024-0.537.557 (VA/ST-POL/C-1) 

Stadt Graz 
Abteilung für Verkehrsplanung 

Ein Bürger beschwerte sich über die Stadt Graz. Sie habe im Zuge einer Befragung zur Errichtung 
einer Wohnstraße die Anwohnerschaft nicht bzw. falsch über die Folgen der Errichtung infor
miert, insbesondere hinsichtlich des damit einhergehenden Wegfalls zahlreicher Parkmöglich
keiten. Die Stadt Graz teilte mit, dass es sich bei diesen Parkmöglichkeiten um keine legalen 
Parkplätze im Sinne der StVO gehandelt habe. Die VA kritisierte, dass nicht überprüft werden 
konnte, inwiefern die Voraussetzungen für die Errichtung dieser Wohnstraße vorgelegen haben. 

Kinder- und Jugendhilfe – Kontakt
recht 

2025-0.323.525 (VA/ST-SOZ/A-1) 

Bezirkshauptmannschaft (BH) 
Bruck-Mürzzuschlag 

Kinder- und Jugendhilfe (KJH) 

Eine Mutter hatte mit der BH eine Vereinbarung über wöchentliche Kontakte zu ihrem fremdun
tergebrachten Sohn getroffen. Obwohl das Pflegschaftsgericht die Kontaktrechtsvereinbarung 
genehmigt hatte, gewährte die KJH der Mutter sodann nur ein Kontaktrecht im Ausmaß von 14 
Tagen wegen begrenzter zeitlicher Ressourcen der Krisenpflegemutter. Die VA beanstandete 
die mangelnde Einhaltung der Kontaktrechtsvereinbarung und wies insbesondere darauf hin, 
dass Wünsche von Pflegepersonen den vereinbarten Kontakten von leiblichen Eltern zu ihren 
Kindern nicht entgegenstehen dürfen. 

Kinder- und Jugendhilfe – Vertre
tung in Unterhaltsangelegenheiten 

2025-0.255.844 (VA/ST-SOZ/A-1) 

Bezirkshauptmannschaft (BH) 
Hartberg-Fürstenfeld 

Kinder- und Jugendhilfe (KJH) 

Ein Vater ist für seine beiden Kinder unterhaltspflichtig. Die KJH vertritt die Minderjährigen in 
Unterhaltsangelegenheiten. Die Behörde hatte es verabsäumt, das zuständige Bezirksgericht 
über die teilweise Begleichung des Unterhaltsrückstands durch den Vater zu informieren, so
dass der gerichtliche Beschluss im erstinstanzlichen Unterhaltsverfahren einen zu hohen Unter
haltsrückstand feststellte. Erst im Rekursverfahren gestand die KJH die unterbliebene Mitteilung 
ein, was durch das Rekursgericht entsprechend berücksichtigt wurde. 
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Kontaktrecht zu fremdunter- 
gebrachtem Kind 

2025-0.213.243 (VA/ST-SOZ/A-1) 

Bezirkshauptmannschaft (BH) 
Graz-Umgebung 

Kinder- und Jugendhilfe (KJH) 

Die KJH der BH Graz-Umgebung brachte vier Kinder einer Mutter bei Pflegeeltern unter. Die VA 
kritisierte, dass die Behörde nicht ausreichend geprüft hatte, ob der Mutter im Anschluss an die 
Fremdunterbringung zumindest ein begleitetes Kontaktrecht einzuräumen ist. Erst einherge
hend mit einer entsprechenden Empfehlung eines Gutachtens im Pflegschaftsverfahren plante 
die Behörde die Ermöglichung von Kontakten der Mutter zu ihren Kindern. 

Kinder- und Jugendhilfe – Kostener
satz 

2024-0.805.590 (VA/ST-SOZ/A-1) 

Bezirkshauptmannschaft (BH) 
Murtal 

Kinder- und Jugendhilfe (KJH) 

Die Behörde übernahm den Sohn eines Steirers einen Monat vor dessen Volljährigkeit in die 
Volle Erziehung der KJH und brachte ihn in einer mobil betreuten Wohnung unter. Dem Vater 
teilte sie mit, dass die Unterhaltsforderung bis zum Erreichen der Volljährigkeit auf die Behörde 
übergehe. Danach entschied die Behörde, die Betreuung als Hilfe für junge Erwachsene fortzu
setzen, ohne den Vater darüber zu informieren. Er erhielt auch keine Information, dass er den 
Unterhalt an die BH zahlen müsse, da Zahlungen an seinen Sohn oder dessen Mutter nicht 
schuldbefreiend wären. Daher bezahlte er den Unterhalt nach dem 18. Geburtstag direkt an 
seinen Sohn. Als der Vater sich weigerte, rückwirkend Kostenersatz an den KJH-Träger, der die 
Unterbringung finanziert hatte, zu bezahlen, brachte die BH einen Antrag bei Gericht ein. Die 
VA beanstandete die Vorgangsweise der BH Murtal. 
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Dauer der Staatsbürgerschafts- 
verfahren 
Anzahl der festgestellten 
Missstände: 693 

Magistratsabteilung (MA) 35 Die MA 35 setzte in der Regel keine durchgehenden oder nur sehr wenige Verfahrensschritte. 
Dadurch kam es zu vermeidbaren Verzögerungen, wobei organisatorische Mängel und eine 
steigende Anzahl an Staatsbürgerschaftsverfahren keine rechtlich relevanten Begründungen 
sind. Die VA regte an, die Verfahren so rasch wie möglich abzuschließen, sofern sie im Lauf des 
Prüfverfahrens nicht bereits abgeschlossen wurden. 

Abgaben – Änderungsantrag für 
Parkpickerl 

2025-0.915.966 (VA/W-ABG/C-1) 

Magistrat der Stadt Wien, 
Bezirksamt für den 21. Bezirk 

Ein Mann brachte vor, dass er innerhalb kurzer Zeit zwei unterschiedliche Anträge auf Änderung 
der Gültigkeitsdauer des Parkpickerls für seinen PKW und Rückvergütung der Anteilssumme 
eingebracht habe. Dem ersten Antrag sei wunschgemäß entsprochen, der zweite Antrag je
doch abgelehnt worden. Die Behörde räumte gegenüber der VA, man sei aufgrund des kurzen 
Zeitraums der eingebrachten Anträge irrtümlicherweise von identen Eingaben ausgegangen. 
Sie veranlasste umgehend die Korrektur der Erledigung des zweiten Antrags sowie die Rück
vergütung der aliquoten Parkometerabgabe.  

Verfahrensverzögerungen bei 
Ausländergrunderwerb  

2025-0.268.630 (VA/W-AGR/C-1) 

Magistratsabteilung (MA) 35 Ein Mann beschwerte sich, dass die MA 35 nach sechs Monaten über seinen und den Antrag 
seiner Schwester auf Genehmigung des Erwerbs einer Liegenschaft nach dem Wiener Auslän
dergrunderwerbsgesetz noch nicht entschieden hatte. Die VA kritisierte, dass es in einem Zeit
raum von ca. fünf Monaten zu keiner bzw. nur zu einer sehr zögerlichen Weiterbearbeitung der 
Anträge gekommen war. 

Verfahrensverzögerungen bei Aus
ländergrunderwerb 

2025-0.224.309 (VA/W-AGR/C-1) 

Magistratsabteilung (MA) 35 Ein Mann beschwerte sich, dass die MA 35 nach sechs Monaten über seinen und den Antrag 
seiner Ehegattin auf Genehmigung des gemeinsamen Erwerbs einer Liegenschaft nach dem 
Wiener Ausländergrunderwerbsgesetz noch nicht entschieden hatte. Die VA kritisierte, dass es 
in einem Zeitraum von ca. 3,5 Monaten zu keiner bzw. nur zu einer sehr zögerlichen Weiterbe
arbeitung der Anträge gekommen ist. 

Mangelnde Barrierefreiheit 

2025-0.833.661 (VA/W-G/B-1) 

Friedhöfe Wien GmbH  Die Wege zu den Gräbern der Gruppe 10A am Zentralfriedhof Stammersdorf wurden renaturiert. 
Seither sind sie nach Regen zumindest zeitweise nicht mehr barrierefrei zugänglich. Eine Be
stattungsanlage ist öffentlich und muss von allen Personen unter den gleichen Bedingungen 
betreten werden können. Auch wenn die VA Maßnahmen zur Ökologisierung der Friedhöfe 
ausdrücklich begrüßt, muss sichergestellt sein, dass Wege von allen Personen benutzbar sind. 
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Hundeauslaufzone beim Badeteich 
Süßenbrunn 

2025-0.544.542 (VA/W-G/B-1) 

Magistratsabteilung (MA) 42 Ein Mann beschwerte sich bei der VA über die Hundeauslaufzone beim Badeteich Süßenbrunn 
in 1220 Wien. Hunde müssen dort nicht an der Leine geführt werden und dürfen ohne Beißkorb 
völlig freilaufen. Der Hundeauslaufplatz wurde weder eingezäunt noch abgesichert, obwohl 
sich am gleichen Areal eine (temporäre) Hundeverbotszone und ein Kinderspielplatz befinden. 
Im Prüfverfahren befand die VA die diesbezügliche Verordnung als gesetzwidrig und sprach 
eine kollektive Missstandsfeststellung und Empfehlung aus, die Verordnung aufzuheben und 
einen gesetzeskonformen Zustand herzustellen. 

Sturmschaden – Baum beschädigt 
KFZ 

2025-0.383.336 /VA/W-G/B-1) 

Magistratsabteilung (MA) 51 Ein Wiener beklagte, das sich der Magistrat weigere, ihm den Schaden an seinem Auto zu er
setzen, der durch Bruch eines Astes entstanden war. Der Baum, der im Eigentum der Gemeinde 
Wien steht, wurde Monate zuvor von einem Sachverständigen als nicht verkehrssicher einge
stuft. Er brach bei einem Sturm Anfang Juli 2024 entzwei. Der Versicherer der Gemeinde Wien 
erklärte sich letztendlich bereit, die Hälfte des Schadens zu übernehmen. 

Verweigerung einer Bürger- 
versammlung  

2025-0.254.585 (VA/W-G/B-1) 

Magistrat der Stadt Wien 
Bezirksvorstehung 1020 

Da die Standortentscheidung hinsichtlich der Errichtung eines Mistplatzes mit Fragen einer er
höhten Verkehrsfrequenz sowie mit möglichen Lärm- und Geruchsimmissionen verbunden 
sind, die unmittelbare Auswirkungen auf die Bezirksbewohnerinnen und Bezirksbewohner ha
ben werden, besteht zweifellos ein überwiegendes Interesse des Bezirks im Sinne der Wiener 
Stadtverfassung. Die VA musste neuerlich einen Missstand in der Verwaltung feststellen, da das 
Verlangen auf Abhaltung einer Bürgerversammlung nicht behandelt wurde. Der Argumentation 
der Stadt Wien, dass bei Angelegenheiten der Raumplanung grundsätzlich kein überwiegendes 
Interesse des Bezirkes vorliegen könne, kann die VA nicht folgen. 

Keine Möglichkeit der) Errichtung 
von Sterbeverfügungen 

2025-0.091.359 (VA/W-GES/A-1) 

Wiener Pflege- und Patient*innen
anwaltschaft (WPPA) 

Das Sterbeverfügungsgesetz (StVfG) sieht vor, dass Sterbeverfügungen entweder bei Notaren 
oder bei den Patientenanwaltschaften der jeweiligen Länder errichtet werden können. Laut Ge
setz hat die WPPA daher diese Aufgabe zu übernehmen. Die WPPA lehnt aber, als einzige Pa
tientenanwaltschaft in Österreich, in rechtswidriger Weise die Übernahme dieser Aufgabe, laut 
eigener Begründung mangels personeller bzw. finanzieller Ressourcen, bislang ab. Die Erfül
lung der einer Behörde oder anderen öffentlichen Einrichtung gesetzlich übertragenen Aufga
ben liegt aber nicht in deren Belieben. Aufgrund des Legalitätsprinzips ist die WPPA zur ord
nungsgemäßen und gesetzeskonformen Wahrnehmung der Aufgaben verpflichtet. 
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Obduktion ohne Interessensabwä
gung 

2024-0.873.715 (VA/W-GES/A-1) 

Wiener Gesundheitsverbund 
(WIGEV) 

Eine Frau beschwerte sich, dass ihre Mutter in der Klinik Landstraße ohne Zustimmung der Ver
wandten obduziert worden sei. Die Todesursache sei bekannt gewesen. Der Magistrat Wien 
erklärte, dass es sich bei der Obduktion um eine klinische Obduktion gehandelt habe. Sie sei 
aus Gründen der Wahrung wissenschaftlicher Interessen erfolgt. Solche Obduktionen bedürfen 
grundsätzlich keiner Zustimmung der Angehörigen. Gemäß Rechtsprechung des EGMR habe 
jedoch eine Abwägung der konkurrierenden Rechte und Interessen stattzufinden. Der WIGEV 
räumte ein, dass die Interessensabwägung im konkreten Fall nicht stattgefunden hatte und 
sagte zu, interne Abläufe zu prüfen und gegebenenfalls zu verbessern.  

Keine Anfragenbeantwortung 

2025-0.528.507 (VA/W-POL/C-1) 

Bundesministerium für Inneres 
(BMI) 

Polizeikommissariat (PK) Döbling 

Das PK Döbling beantwortete eine Anfrage nach dem Stand eines Verwaltungsstrafverfahrens 
zunächst nicht. Die VA begrüßte, dass die Beantwortung nachgeholt wurde. Dennoch ist die 
Beschwerde berechtigt, da im Sinne der Bürgerfreundlichkeit Anfragen – auch wenn keine ge
setzliche Verpflichtung dazu besteht – binnen angemessener Frist beantwortet werden sollten. 

„Gendern“ mit Wortbinnenzeichen in 
amtlicher Wahlinformation  

2025-0.398.717 (VA/W-POL/C-1) 

Magistratsabteilung (MA) 62 Ein Bürger beschwerte sich, dass die MA 62 ihre amtliche Information zur Beantragung einer 
Wahlkarte für die Wiener Landtagswahl 2025 mit Asterisk (*) gegendert hatte. Der Rat für deut
sche Rechtschreibung empfahl bereits im Jahr 2023, das Asterisk und andere Sonderzeichen 
im Wortinnern, die die Kennzeichnung aller Geschlechtsidentitäten vermitteln sollen, nicht in das 
„Amtliche Regelwerk der deutschen Rechtschreibung“ aufzunehmen. Die VA kritisierte, dass die 
Vorgehensweise der MA 62 dieser Empfehlung widerspricht. 

Unterbliebener Versand eines Zahl
scheins für eine Anonymverfügung 

2024-0.941.802 (VA/W-POL/C-1) 

Magistrat der Stadt Wien, 
Magistratsabteilung (MA) 67 

Wegen eines Parkvergehens erließ die MA 67 gegen einen Wiener eine Anonymverfügung, der 
aber kein Beleg bzw. Zahlschein beigefügt war. Da die MA 67 die Bitte des Betroffenen um 
Übermittlung eines Zahlscheines aus ökonomischen Gründen abgelehnt hatte, wandte er sich 
an die VA. Der Magistrat rechtfertigte die kritisierte Praxis vorrangig mit dem Verzicht aller Bun
desländer auf den Versand des gesetzlich vorgesehenen Belegs sowie dem Bestehen alterna
tiver Möglichkeiten, Strafbeträge zu überweisen. Für die VA waren diese Argumente nicht über
zeugend, da andere Behörden wie z.B. die Landespolizeidirektion Wien die eindeutige Geset
zeslage korrekt beachten. 
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Keine Abhilfe gegen Lärmbelästi
gungen 

2024-0.628.682 (VA/W-POL/C-1) 

Magistrat der Stadt Wien, Magist
ratsabteilung (MA) 13 

Ein Ehepaar, das im Bereich eines Platzes an der Meidlinger Hauptstraße wohnt, wandte sich 
im Herbst 2024 an die VA, da der Magistrat keine Abhilfe gegen störende Lärmbelästigungen 
schaffte. Den Lärm hätten Personen verursacht, die vorrangig in den Sommermonaten nach 22 
Uhr die auf dem Platz bereitgestellten Sitzgelegenheiten benutzt hätten. Der Magistrat teilte mit, 
dass das für Meidling zuständige Fair-Play-Team der MA 13 erst durch das Einschreiten der VA 
von dem Problem erfahren habe. Gleichzeitig kündigte die Behörde Erhebungen des Fair-Play 
Teams an, um mit den Betroffenen und der Polizei eine Lösung zu erarbeiten.  

Unterbliebene Berücksichtigung der 
Bezahlung einer Anonymverfügung 

2024-0.353.259 (VA/W-POL/C-1) 

Landespolizeidirektion (LPD) Wien 

Polizeikommissariat (PK) Meidling 

Ein Wiener beglich fristgerecht eine über ihn verhängte Strafe, indem er den von der Behörde 
übermittelten Zahlschein verwendete, der unter anderem auch eine Referenzzahl enthielt. Den
noch leitete die Behörde ein Verfahren ein und verhängte mit Straferkenntnis eine wesentlich 
höhere Strafe. Darin hielt sie fest, dass die erste Überweisung keine Referenzzahl ausgewiesen 
habe und sie daher nicht der Anonymverfügung zuzuordnen gewesen sei. Nach Einschreiten 
der VA räumte die Behörde ein, dass ihre Verrechnungsstelle die erste Überweisung noch vor 
Erlassung des Straferkenntnisses zuordnen hätte können, dies aber nicht der zuständigen Straf
referentin mitgeteilt hätte. Die Behörde hob das Straferkenntnis auf und zahlte dem Betroffenen 
den zu Unrecht geforderten Betrag zurück. 

Verzögerung bei Berechnung des 
Besoldungsdienstalters 

2025-0.661.137 (VA/W-SCHU/C-1) 

Bildungsdirektion (BD) Wien Eine Wiener Volksschullehrerin musste mehr als zweieinhalb Jahre auf die Berechnung ihres 
Besoldungsdienstalters warten. Nach Einschreiten der VA erfolgte die Berechnung zügig. Die 
VA beanstandete die lange Berechnungsdauer, für die keine hinreichende Rechtfertigung vor
lag. 

Besoldung – Verfahrensverzöge
rung bei Dienstalter einer Lehrper
son 

2025-0.394.930 (VA/W-SCHU/C-1) 

Wiener Landeshauptmann 

Bildungsdirektion Wien 

Eine Lehrperson war im September 2023 in den öffentlichen Schuldienst eingetreten. Davor war 
sie an einer Privatschule tätig gewesen und zunächst in die unterste Gehaltstufe eingestuft wor
den. Mittlerweile warte sie nun seit über 19 Monaten auf die richtige Einstufung. Die VA stellte 
fest, dass die Behörde die fehlenden Unterlagen schon früher hätte anfordern können. 

Verzögerung bei Berechnung des 
Besoldungsdienstalters 

2025-0.268.265 (VA/W-SCHU/C-1) 

Bildungsdirektion (BD) Wien Eine Wiener Pflichtschullehrerin musste etwa zwei Jahre auf die Berechnung ihres Besoldungs
dienstalters warten. Nach Einschreiten der VA erfolgte die Berechnung zügig. Die VA beanstan
dete die lange Berechnungsdauer, für die keine hinreichende Rechtfertigung vorlag. 
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Aufschub der Pensionierung als 
Schuldirektorin 

2024-0.364.677 (VA/W-SCHU/C-1) 

BD (Bildungsdirektion) Wien Die BD Wien verweigerte einer Schuldirektorin den Aufschub ihrer Pensionierung. Nach Ein
schreiten der VA genehmigte die BD Wien den Aufschubsantrag doch, allerdings nur für ein 
zusätzliches Jahr. Ein weiterer Verlängerungsantrag blieb trotz Einschreitens der VA bzw. allge
mein bekannten Lehrkräftemangels erfolglos. Die VA beanstandete daher die Ablehnung im 
Beschwerdefall und darüberhinausgehend auch das Fehlen klarer Kriterien für die Entschei
dung über solche Anträge. 

Vertretung in Unterhaltsangelegen
heiten 

2025-0.091.444 (VA/W-SOZ/A-1) 

Magistratsabteilung (MA) 11 

Kinder- und Jugendhilfe (KJH) 

Die MA 11 vertritt zwei minderjährige Kinder in Unterhaltsangelegenheiten. Als solche Vertretung 
hob die Behörde die Unterhaltszahlungen des Vaters ein. Die Mutter beschwerte sich über eine 
teilweise verzögerte Weiterleitung der Beträge an sie. Die Behörde informierte über eine grund
sätzlich umgehende Weiterleitung der Beträge, gestand aber in Bezug auf einen Monat Bu
chungskomplikationen ein und bedauerte die dadurch für die Betroffene entstandene Pla
nungsunsicherheit. 

Wohnungslosenhilfe – Ablehnung 
von Leistungen 

2025-0.555.325 (VA/W-SOZ/A-1) 

Fonds Soziales Wien (FSW) Ein Mann übersiedelte im Sommer 2024 von Oberösterreich nach Wien und lebte zur Unter
miete in der Wohnung einer Bekannten. Aufgrund einer zwangsweisen Räumung der Wohnung 
war er von Wohnungslosigkeit bedroht. Der FSW lehnte den Förderantrag auf Wohnungslosen
hilfe zunächst mit der Begründung ab, dass der Mann aus einem Bundesland stamme und sich 
in prekäre Mietverhältnisse begeben habe. Die VA leitete ein Prüfverfahren ein und wies auf die 
schweren gesundheitlichen Beeinträchtigungen des Mannes, die ordnungsgemäße Meldung 
seit einem Jahr und die familiären/privaten Gründe für die Übersiedlung nach Wien hin. Schließ
lich bewilligte der FSW den Antrag. 

Mindestsicherung – Entscheidungs
frist 

2025-0.506.617 (VA/W-SOZ/A-1) 

Magistratsabteilung (MA) 40 Ein Mann beantragte im Februar 2025 die Weitergewährung der Mindestsicherung. Die Be
hörde forderte erst vier Monate später weitere Informationen ein und erkannte schließlich Ende 
Juli 2025 die Leistungen zu. Die Behörde hielt somit im konkreten Fall die gesetzliche Entschei
dungsfrist von drei Monaten nicht ein.  

Mindestsicherung – Bearbeitungs
dauer 

2025-0.434.325 (VA/W-SOZ/A-1) 

Magistratsabteilung (MA) 40 Eine Frau stellte im Februar 2025 einen Antrag auf Weitergewährung der Wiener Mindestsiche
rung. Die MA 40 erkannte die Leistung im Juni 2025 zu und damit erst über vier Monate nach 
Antragstellung. Sie verabsäumte daher, die gesetzliche Entscheidungsfrist von drei Monaten 
einzuhalten.  
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Kinderbetreuung – Befreiung von 
den Essenskosten 

2025-0.394.272 (VA/W-SOZ/A-1) 

Magistratsabteilung (MA) 11 Ein Kind besucht eine Kinderbetreuungseinrichtung. Die Mutter brachte nachweislich und recht
zeitig ein Ansuchen um Befreiung von den Essenskosten bei der MA 11 ein. Diese bestritt zu
nächst das Einlangen des Antrags. Nach Prüfung der VA gestand die Behörde die unterbliebene 
Bearbeitung ein und stellte eine rückwirkende Kostenbefreiung in Aussicht.  

Mindestsicherung – Entscheidungs
frist 

2025-0.333.307 (VA/W-SOZ/A-1) 

Magistratsabteilung (MA) 40 Über den Antrag einer Frau auf bedarfsorientierte Mindestsicherung vom Oktober 2024 ent
schied die Behörde erst mit Bescheid vom Mai 2025 und somit nach einer Verfahrensdauer von 
rund sieben Monaten. Damit überschritt sie nicht nur die gesetzliche Höchstfrist von drei Mona
ten massiv, sondern brachte die Betroffene, der die Leistungen nach Einleitung des Prüfverfah
rens der VA letztendlich zuerkannt wurden, in eine prekäre finanzielle Situation. 

Kinder- und Jugendhilfe – Informati
onsweitergabe in Unterhaltsangele
genheiten 

2025-0.217.185 (VA/W-SOZ/A-1) 

Magistratsabteilung (MA) 11 

Kinder- und Jugendhilfe (KJH) 

Mit der Zustellung des gerichtlichen Beschlusses, mit dem den Kindern Unterhaltsvorschüsse 
gewährt wurden, übernahm die MA 11 die alleinige gesetzliche Vertretung der beiden Minder
jährigen. Der Vater beantragte wenig später bei Gericht die Herabsetzung seiner Unterhalts
verpflichtungen. Die Mutter beschwerte sich bei der VA, seitens der KJH im gerichtlichen Ver
fahren unzureichend informiert zu werden. Die Behörde wies gegenüber der VA auf fehlende 
Personal- und Zeitressourcen hin. Der Mangel an Personal und Zeit befreit sie jedoch nicht von 
ihrer Verantwortung, die obsorgeberechtigten Eltern ausreichend zu informieren. 

Dauer eines Gerichtsverfahrens 

2025-0.115.826 (VA/W-SOZ/A-1) 

Landesverwaltungsgericht (LVwG) 
Wien 

Das LVwG Wien entschied erst mit Erkenntnis vom 22. April 2025 – und somit nach einer Ver
fahrensdauer von mehr als 2,5 Jahren – über eine Beschwerde gegen einen Bescheid vom Juli 
2022.  

Mindestsicherung  

2025-0.109.695 (VA/W-SOZ/A-1) 

Magistratsabteilung (MA) 40 Ein Mann bezieht seit längerer Zeit Mindestsicherung. Im August 2024 meldete er seinen be
vorstehenden sechswöchigen Reha-Aufenthalt an die MA 40. Trotz dieser Meldung und diver
ser Nachfragen erhielt er knapp sechs Monate lang keine Rückmeldung bzw. wurde erst im 
Februar 2025 eine Rückforderung veranlasst. Aus – auch für die MA 40 – nachträglich nicht 
mehr nachvollziehbaren Gründen wurde der Mindestsicherungsbezug des Mannes für den Mo
nat Dezember 2024 erst Mitte Februar 2025 angewiesen. Zuletzt zeigte die MA 40 über drei 
Monate lang keine Reaktion auf den Verlängerungsantrag des Betroffenen vom Oktober 2024 
und verletzte damit ihre Entscheidungspflicht. Nach dem Einschreiten der VA stellte die MA 40 
dem Mann schließlich seinen (positiven) Mindestsicherungsbescheid zu. 
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Mindestsicherung 

2025-0.063.768 (VA/W-SOZ/A-1) 

Magistratsabteilung (MA) 40 Mangels ausreichender Mitwirkung wies die MA 40 den Antrag eines Mannes auf Leistungen 
der bedarfsorientierten Mindestsicherung ab, obwohl er alle geforderten Unterlagen vorgelegt 
hatte. Der rechtswidrige Abweisungsbescheid wurde in weiterer Folge behoben. 

Verlassenschaftsforderung 

2025-0.063.757 (VA/W-SOZ/A-1) 

Fonds Soziales Wien (FSW) In einem sehr komplexen Verfahren konnte die VA eine Reduktion der Verlassenschaftsforde
rung des FSW um über 13.000 Euro erwirken. 

Mindestsicherung – Bearbeitungs
dauer 

2025-0.017.594 (VA/W-SOZ/A-1) 

Magistratsabteilung (MA) 40 Die BF stellte am 17.Juni 2024 einen Folgeantrag auf Mindestsicherung, über welchen erst nach 
über acht Monaten – konkret mit Bescheid vom 18. Februar 2025 – positiv entschieden wurde. 
Da Hinweise auf eine (nicht gemeldete) Wohn- und Lebensgemeinschaft vorlagen, waren zwar 
weitere Erhebungen und Ermittlungsschritte notwendig. Die MA 40 hat es aber verabsäumt, 
diese Ermittlungen zügig und ohne unnötigen Aufschub zu führen. So wurde der erste Ermitt
lungsschritt (Verbesserungs- und Mitwirkungsauftrag) überhaupt erst zwei Monate nach An
tragstellung gesetzt. Auch weitere Ermittlungsschritte (persönliche Einvernahme, Hausbesuch) 
wurden – ohne für die Volksanwaltschaft nachvollziehbaren Grund – erst deutlich verspätet ge
setzt. Die BF ist ihren Mitwirkungspflichten hingegen vollständig und fristgerecht nachgekom
men.  

Kinder- und Jugendhilfe – Fehlplat
zierung und kein Unterbringungs
platz 

2024-0.690.155 (VA/W-SOZ/A-1) 

Magistratsabteilung (MA) 11 

Kinder- und Jugendhilfe (KJH) 

Das Krisenzentrum entließ das Kind einer Wienerin in eine sozialpädagogische Wohngemein
schaft (WG) der Stadt Wien. Allerdings stand zu diesem Zeitpunkt schon fest, dass es wegen 
einer von der Klinik Hietzing erstellten Diagnose und aufgrund mehrerer Suizidversuche einen 
speziellen Betreuungsplatz benötigen wird. Durch die Fehlplatzierung verschlechterte sich der 
Zustand sogar noch. Erst über ein Jahr später erhielt das Kind einen Platz in einer sozialpsychi
atrischen WG.  

Assistenzhund – Zutrittsverweige
rung zu Therapiezentrum Ybbs 

2024-0.896.535 (VA/W-GES/A-1) 

Wiener Gesundheitsverbund 
(WIGEV) 

Das WIGEV-Therapiezentrum Ybbs strich eine Frau mit Behinderungen von der Warteliste, nach
dem sie mitgeteilt hatte, dass sie zur Rehabilitation mit ihrem Assistenzhund kommen wolle. 
Eine Mitnahme von Assistenzhunden sei aus therapeutischen Gründen nicht möglich. Die VA 
stellte fest, dass eine gesetzwidrige Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen vorliegt. 
Ein Ausschluss von Assistenzhunden ist ausschließlich aus hygienischen Gründen aus bestimm
ten Bereichen von Krankenanstalten, wie Operationssälen, Küchen und Wäschereien, zulässig. 
Ein genereller Ausschluss ist nicht erlaubt und widerspricht den menschenrechtlichen Bestim
mungen der UN-Behindertenrechtskonvention. Die Stadt Wien folgte schließlich dieser rechtli
chen Beurteilung und kündigte eine Änderung für diese sowie für sämtliche WIGEV-Einrichtun
gen an.  



Aktualisiert am 06.01.2026 

Thema Behörde Feststellungen / Veranlassungen 

Mindestsicherung – Bearbeitungs
dauer 

2024-0.866.419 (VA/W-SOZ/A-1) 

Magistratsabteilung (MA) 40 Eine Frau stellte im Juni 2024 einen Antrag auf Wiener Mindestsicherung. Die MA 40 erkannte 
die Leistung mit Bescheid vom März 2025 zu und damit erst nach mehr als neun Monaten nach 
Antragstellung. Die MA 40 verabsäumte es, die gesetzliche Entscheidungsfrist von drei Monaten 
einzuhalten. 

Mindestsicherung – Verfahrens
dauer 

2024-0.843.842 (VA/W-SOZ/A-1) 

Magistratsabteilung (MA) 40 Die MA 40 erkannte einem Mann Leistungen der bedarfsorientierten Mindestsicherung erst 
nach Einleitung des Prüfverfahrens der VA und nach einer Verfahrensdauer von mehr als fünf 
Monaten zu. Die VA stellte eine überlange Verfahrensdauer fest. 

Mindestsicherung – Aufforderung 
zur Kontoeröffnung 

2024-0.843.762 (VA/W-SOZ/A-1) 

Magistratsabteilung (MA) 40 Die MA 40 forderte einen Mann zur Eröffnung eines Bankkontos auf. Anderenfalls würden ihm 
die Kosten der Postbaranweisungen in Rechnung gestellt und ein entsprechend verringerter 
Betrag an Mindestsicherung ausbezahlt. Nach Auffassung der VA existiert für eine solche Vor
gangsweise keine Rechtsgrundlage. Die MA 40 hält jedoch an der in Aussicht genommenen 
Vorgangsweise fest. 

Kinder- und Jugendhilfe – Vertre
tung in Unterhaltsangelegenheiten 

2024-0.839.834 (VA/W-SOZ/A-1) 

Magistratsabteilung (MA) 11 

Kinder- und Jugendhilfe (KJH) 

Die MA 11 – als Vertretung einer Tochter in Unterhaltsangelegenheiten – schloss mit dem Vater 
eine schriftliche Unterhaltsvereinbarung. Daran anknüpfend legte die Behörde die konkreten 
Zahlungsmodalitäten mit ihm telefonisch fest. In Bezug auf den dabei vereinbarten Beginn der 
Zahlungen liegen der VA vonseiten des Vaters und der MA 11 unterschiedliche Darstellungen 
vor. Die VA kritisierte die fehlenden schriftlichen Aufzeichnungen der Behörde über das Telefo
nat. Zudem informierte die KJH das Exekutionsgericht nicht unmittelbar über die Bezahlung des 
gesamten Unterhaltsrückstands durch den Vater, sodass auch die Einstellung des Exekutions
verfahrens zeitverzögert erfolgte. 

Mindestsicherung 

2024-0.817.792 (VA/W-SOZ/A-1) 

Magistratsabteilung (MA) 40 Über den Antrag einer Frau auf Weitergewährung der bedarfsorientierten Mindestsicherung 
vom August 2024 entschied die Behörde erst mit Bescheid vom Mai 2025 und somit nach einer 
Verfahrensdauer von rund 8,5 Monaten. Damit überschritt sie nicht nur die gesetzliche Höchst
frist von drei Monaten massiv, sondern brachte die Betroffene, der die Leistungen nach Einlei
tung des Prüfverfahrens der VA letztendlich zuerkannt wurden, in eine prekäre finanzielle Situ
ation. 
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Mindestsicherung – Verfahrens
dauer 

2024-0.750.509 (VA/W-SOZ/A-1) 

Magistratsabteilung (MA) 40 Die MA 40 erledigte den Antrag einer Frau auf Leistungen der bedarfsorientierten Mindestsi
cherung erst nach Einleitung Prüfverfahrens der VA und nach einer Verfahrensdauer von 4,5 
Monaten. Die VA stellte eine überlange Verfahrensdauer fest. 

Mindestsicherung – Verfahrens
dauer 

2024-0.723.118 (VA/W-SOZ/A-1) 

Magistratsabteilung (MA) 40 Ein Antrag einer Frau auf bedarfsorientierte Mindestsicherung blieb monatelang unbearbeitet. 
Nach Einleitung eines Prüfverfahrens durch die VA entschied die Behörde nach einer Verfah
rensdauer von mehr als sechs Monaten und überschritt dadurch die gesetzliche Höchstfrist von 
drei Monaten deutlich. Die VA stellte einen Missstand wegen überlanger Verfahrensdauer fest. 

Kostenbeitrag Wohn- und Pflege
leistungen 

2024-0.710.944 (VA/W-SOZ/A-1) 

Fonds Soziales Wien (FSW) Ein Mann wurde im Jänner 2024 in einem Pflegeheim der Stadt Wien untergebracht. Der FSW 
schrieb der Ehefrau als unterhaltspflichtiger Person einen Kostenbeitrag zur stationären Pflege 
und Betreuung vor. Dabei verwies er lediglich auf eine gegenseitige Unterhaltspflicht für Ehe
paare, ohne entsprechende Rechtsgrundlage. Die Prüfung der VA ergab, dass der FSW die Be
rechnung „grundsätzlich analog zu den Bestimmungen des Allgemeines Sozialversicherungs
gesetzes mit einem gegenseitigen Unterhaltsanspruch von 30 % des Nettoeinkommens“ vor
nehme. Die – für die VA nicht nachvollziehbare – Vorgehensweise stelle laut FSW die vorteilhaf
teste Variante für die meisten Kundinnen bzw. Kunden dar. Nach neuerlicher Berechnung des 
FSW bestehe für die Frau aber doch keine Unterhaltspflicht gegenüber ihrem Ehegatten. Daher 
erstattete der FSW in weiterer Folge der Betroffenen bereits bezahlte Beträge zurück.  

Mindestsicherung 

2024-0.668.314 (VA/W-SOZ/A-1) 

Magistratsabteilung (MA) 40 Eine Frau beantragte Leistungen der bedarfsorientierten Mindestsicherung. Die MA 40 erkannte 
die Mindestsicherung jedoch erst nach Einleitung des Prüfverfahrens der VA und nach einer 
Verfahrensdauer von fast neun Monaten zu.  

Kindesunterhalt 

2024-0.602.582 (VA/W-SOZ/A-1) 

Kinder- und Jugendhilfe (KJH) 

Magistratsabteilung (MA) 11 

Eine Mutter beschwerte sich bei der VA, dass der unterhaltspflichtige Vater auf Anraten der KJH 
Gegenforderungen mit den laufenden Unterhaltsforderungen ihrer Tochter aufgerechnet hatte. 
Dadurch erhielt die Minderjährigen für einige Zeit keine bzw. geminderte Unterhaltszahlungen. 
Zu Gegenforderungen war es durch eine rückwirkende Unterhaltsherabsetzung und folglich zu 
viel geleisteten Unterhaltsbeiträgen des Vaters gekommen. Im Hinblick auf die geltende Recht
sprechung war die Aufrechnung allerdings im konkreten Fall unzulässig. Eine solche Aufrech
nung widersprach zudem dem Unterhaltszweck, weil die Unterhaltsberechtigte die Zahlungen 
für ihren Lebensbedarf dadurch nicht tatsächlich erhielt. Die Geltendmachung eines Bereiche
rungsanspruches gegen das Kind hat durch den Unterhaltsschuldner im streitigen Verfahren 
zu erfolgen.  
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Gefährdungsabklärung 

2024-0.573.846 (VA/W-SOZ/A-1) 

Kinder- und Jugendhilfe (KJH) 

Magistratsabteilung (MA) 11 

Eine Familie war der MA 11 seit vielen Jahren bekannt. Durch zahlreiche Befassungen wusste 
die KJH von der schwierigen Situation des mehrfach behinderten minderjährigen Sohnes, der 
bei der Mutter lebte. Ab Ende Dezember 2023 berichteten sowohl der Vater als auch die Schule, 
dass sich seine Situation verschlechtert hatte. Für die VA ist nicht nachvollziehbar, warum die 
KJH erst einige Monate nach Bekanntwerden dieser Umstände und anlässlich einer neuerlichen 
Anfrage des Vaters eine Gefährdungsabklärung einleitete.  

Mindestsicherung – Verfahrens
dauer 

2024-0.413.918 (VA/W-SOZ/A-1) 

Magistratsabteilung (MA) 40 Ein Antrag auf bedarfsorientierte Mindestsicherung blieb monatelang unbearbeitet. Letztlich 
entschied die Behörde nach einer Verfahrensdauer von mehr als fünf Monaten. Dabei über
schritt sie die gesetzliche Höchstfrist von drei Monaten deutlich.  
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